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Miıt diesem 1te legt eın renommıterter Schweizer Verlag eine Dokumentation VOT,
dıe in Inhalt und mfang erheblich das übertrifft, Was normalerweıse VON eiıner
Dissertation erwartet Für sıch und seine e1 beansprucht der Autor nparteılıch-
keıt, relıg1öse Neutralıtät und ausschließlic wıissenschaftlıches Interesse. Dieser
hohe Anspruch wiırd tatsachlıc abgedeckt. Er erfasst in einer Feldforschung
35 Reliıgionsgemeinschaften in seinem Land, dıe zugleich international tätıg Ssınd.
en den cNrıstliıchen Freikiırchen gehören dazu das Judentum, dıe Mormonen,
die Zeugen Jehovas, die rals- und Scıentology-Bewegungen und Hare Krishna Die
Abgrenzung der einzelnen Religionsgemeinschaften gegenüber den „Sekten“ über-
lässt der Verfasser. der evangelısch-reformierten Kırche der chwe17z und zugleic
unNnseren Vereın für Freikırchenforschung in eufschlan:! als ıtglıe angehört, dem
Leser. Dargestellt werden Je dıe geschichtliche Entstehung, die aubenslehre, dıe
TO. und Verbreıitung SOWIE die Finanzstruktur und dıe Organıisation. Fur seine
Recherchen hat der Verfasser jede der untersuchten Gemeininschaften Je dre1ı Fra-
gebogen (vgl 462 f versandt. Mıt denen ermuittelte er Fakten AUM: Rechtsform,
ZU  = relıg1ösen Vereın und tıftung mıiıt relig1ösem WEeC ach Auswertung der
Fragebogen Z1ng der Autor in persönlichen Gesprächen mıt verantwortlichen Leıtern
der Relıgionsgemeinschaften weıteren Einzelheiten und Zusamm  ängen nach.
Dıese stellt GE verständlıch dar An Tundlıc  eıt ist diese Arbeitsweise VOrD1  ıch

Sıe erweılst sıch dann, Wenn InNnan AUS eigener Kenntnis und jahrzehntelan-
gCcm persönlıchen mgang miıt dem „„‚Bund Freier evangelıscher (Gemeinnden in der
Schweiz‘“‘ die Aussagen des Autors dazu überprüft S 122183 Theologisc zutref-
fend wiıird festgestellt, dass die der einzıge Maßstab ist für Glauben, eben,
Gemeindeaufbau und dıe Lebensführung der Miıtglıeder S 23 Die einzıge MOS
aussetzung für die Miıtgliedschaft in einer Freien evangelıschen Ortsgemeinde ist der
persönliche Glaube Jesus als Retter und Herr S 129, Anm 390) Mıt
dieser bıblischen Verankerung ist der Schweizer Bund eingebunden in den ‚„„‚Interna-
tiıonalen Bund Freier evangelıscher Gemeinden‘‘. Dazu benennt der Verfasser CS-

te Lıiteratur S 25 Anm 378), in dem D den VO Rezensenten 1nNs Deutsche über-
eizten 1fe VON alter Persson Aus dem Jahr 999 zıtiert. Deshalb scheıint MIr
rlaubt se1n, ebenso auf dıe theologischen, soziologıschen und zeiıtgeschichtliıchen
Angaben und enBefunde des Verfassers die GT über die anderen
Relıgionsgemeinschaften macht, dıe iıch im einzelnen nıcht nachprüfen kann.

Doch das Buch bietet weiıt mehr, als se1ın Untertitel vermuten lässt Es geht nıcht
Nnur Juristisch qualıifizierte Ausführungen, dıe reichlıch vorhanden sind. Geboten
wird auch mehr als eiıne iın dieser Form ohl erstmalıge Religions-Kartografie der
chweiz. Der Schwerpunkt des Tıtels esteht darın, dass OT: das Menschenrecht auf
Religionsfreiheit eigentlichen ema macht Die usgangsbasıs aliur ist der
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NEUEC, seı1t dem Januar 2002 INn ra gefretene Verfassungstext der Scl_;weiz (S
274{f£.). Von dieser Rechtsbasıis her wırd e1in umfassender, systematıscher Überblick
über die Sach- und Rechtslage entwickelt.

Der deutsche Rezensent dieser wissenschaftlıchen Studıe hat beım Lesen 1Im
Hınterkopf den JTEXE: der für sSe1in Land in der eimarer Reichsverfassung VO

August 919 in 137 festgeschrieben wurde: AES besteht keine Staatskırche
Art.1)BUCHBESPRECHUNGEN  neue, seit dem 1. Januar 2002 in Kraft getretene Verfassungstext der Schweiz (S.  274ff.). Von dieser Rechtsbasis her wird ein umfassender, systematischer Überblick  über die Sach- und Rechtslage entwickelt.  Der deutsche Rezensent dieser wissenschaftlichen Studie hat beim Lesen im  Hinterkopf den Text, der für sein Land in der Weimarer Reichsverfassung vom 11.  August 1919 in Art. 137 festgeschrieben wurde: „Es besteht keine Staatskirche  (Art.1) ... Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten  selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht  ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde (Abs. 3)  ... Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes,  soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgemeinschaften sind auf Antrag  gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer  Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten (Abs. 5).“ Die Weimarer Republik ging  zwar aus Mangel an Demokraten unter. Doch diese Rechtsgrundsätze wurden durch  Art. 140 des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 auch für unser heutiges Deutschland  verbindlich gemacht. Dies religiöse Selbstbestimmungsrecht mit seiner umfassenden  Religionsfreiheit hat Vorrang vor dem bürgerlichen Recht der Vereinsautonomie.  Dazu liefert der Verfasser umfangreiche Literaturangaben (zur Lehre S. 440, Anm.  860 und zur Rechtsprechung a.a.O0. Anm. 862 u.863).  Diesem deutschen Recht stellt der Autor S. 441ff. die Rechtslage in der „Schwei-  zer Eidgenossenschaft‘““ gegenüber, wie die Schweiz mit ihrem amtlichen Namen  heißt. Der Hauptunterschied liegt darin, dass der Religionsfreiheit im Vergleich mit  anderen Rechtsgütern lediglich ein gleicher, aber kein vorrangiger Wert zugemessen  wird. Wo die Religionsfreiheit mit anderen Rechtswerten in Kollision gerät, muss  durch Interessenabwägung entschieden werden, welchem Rechtsgut im Einzelfall  der höhere Schutz zukommen soll. Dabei kann die Religionsfreiheit unterliegen.  Dies unterschiedliche Rechtsverständnis ist begründet in einem gegenüber dem  deutschen anderen Demokratieverständnis der Schweizer. Im Land der Eidgenossen  hat der Bürger ein genossenschaftlich verstandenes und auf tätige Mitwirkung und  Mitgestaltung an der Willensbildung in Staat und Gesellschaft beruhendes und dar-  auf abzielendes Recht gegenüber den laufenden Geschäften der Regierung (S. 442,  Anm. 865). Dazu gehört auch die Befugnis der Bürger, über einzelne politische und  gesellschaftliche Fragen in sog. Volksabstimmungen zu entscheiden. An diese mehr-  heitsbestimmte „Volksmeinung‘‘ ist die Regierung gebunden. Durch dies Recht wird  das Schutzbedürfnis jedes an dieser Rechtsgemeinschaft beteiligten einzelnen Bür-  gers garantiert. Zugleich wird die Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit aller gegen-  über allen gewährleistet und eine zwingende „öffentliche Ordnung“ hergestellt.  Aus dieser Rechtslage folgt, dass religiöse Vereine durch die Vorschriften des  allgemeinen Vereinsrechtes daran gehindert werden, z. B. über ihre Mitglieder eine  Fremdbestimmung zu verhängen. Auf diese Weise bleiben den Mitgliedern minima-  le demokratische Bürgerrechte gesichert. Ob wir Deutschen von diesem Musterbei-  spiel an Demokratie nicht doch lernen könnten?  248Jede Relıgi1onsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheıten
selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden (Jjesetzes. Sıe verleıht
ihre Äl'flt61' ohne Miıtwirkung des Staates oder der bürgerlichen GGemeinnde (AbsBUCHBESPRECHUNGEN  neue, seit dem 1. Januar 2002 in Kraft getretene Verfassungstext der Schweiz (S.  274ff.). Von dieser Rechtsbasis her wird ein umfassender, systematischer Überblick  über die Sach- und Rechtslage entwickelt.  Der deutsche Rezensent dieser wissenschaftlichen Studie hat beim Lesen im  Hinterkopf den Text, der für sein Land in der Weimarer Reichsverfassung vom 11.  August 1919 in Art. 137 festgeschrieben wurde: „Es besteht keine Staatskirche  (Art.1) ... Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten  selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie verleiht  ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen Gemeinde (Abs. 3)  ... Die Religionsgemeinschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen Rechtes,  soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgemeinschaften sind auf Antrag  gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer  Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten (Abs. 5).“ Die Weimarer Republik ging  zwar aus Mangel an Demokraten unter. Doch diese Rechtsgrundsätze wurden durch  Art. 140 des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949 auch für unser heutiges Deutschland  verbindlich gemacht. Dies religiöse Selbstbestimmungsrecht mit seiner umfassenden  Religionsfreiheit hat Vorrang vor dem bürgerlichen Recht der Vereinsautonomie.  Dazu liefert der Verfasser umfangreiche Literaturangaben (zur Lehre S. 440, Anm.  860 und zur Rechtsprechung a.a.O0. Anm. 862 u.863).  Diesem deutschen Recht stellt der Autor S. 441ff. die Rechtslage in der „Schwei-  zer Eidgenossenschaft‘““ gegenüber, wie die Schweiz mit ihrem amtlichen Namen  heißt. Der Hauptunterschied liegt darin, dass der Religionsfreiheit im Vergleich mit  anderen Rechtsgütern lediglich ein gleicher, aber kein vorrangiger Wert zugemessen  wird. Wo die Religionsfreiheit mit anderen Rechtswerten in Kollision gerät, muss  durch Interessenabwägung entschieden werden, welchem Rechtsgut im Einzelfall  der höhere Schutz zukommen soll. Dabei kann die Religionsfreiheit unterliegen.  Dies unterschiedliche Rechtsverständnis ist begründet in einem gegenüber dem  deutschen anderen Demokratieverständnis der Schweizer. Im Land der Eidgenossen  hat der Bürger ein genossenschaftlich verstandenes und auf tätige Mitwirkung und  Mitgestaltung an der Willensbildung in Staat und Gesellschaft beruhendes und dar-  auf abzielendes Recht gegenüber den laufenden Geschäften der Regierung (S. 442,  Anm. 865). Dazu gehört auch die Befugnis der Bürger, über einzelne politische und  gesellschaftliche Fragen in sog. Volksabstimmungen zu entscheiden. An diese mehr-  heitsbestimmte „Volksmeinung‘‘ ist die Regierung gebunden. Durch dies Recht wird  das Schutzbedürfnis jedes an dieser Rechtsgemeinschaft beteiligten einzelnen Bür-  gers garantiert. Zugleich wird die Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit aller gegen-  über allen gewährleistet und eine zwingende „öffentliche Ordnung“ hergestellt.  Aus dieser Rechtslage folgt, dass religiöse Vereine durch die Vorschriften des  allgemeinen Vereinsrechtes daran gehindert werden, z. B. über ihre Mitglieder eine  Fremdbestimmung zu verhängen. Auf diese Weise bleiben den Mitgliedern minima-  le demokratische Bürgerrechte gesichert. Ob wir Deutschen von diesem Musterbei-  spiel an Demokratie nicht doch lernen könnten?  248Die Religionsgemeinschaften Jleiıben Körperschaften des öffentlichen Rechtes,
soweıt S1e solche bısher Anderen Relıgionsgemeıinschaften sınd auf ntrag
gleiche Rechte gewähren, WENN S1E urec ihre Verfassung und dıe Zahl iıhrer
Mıtglıeder die Gewähr der Dauer biıeten (Abs 5) C Die Weı1imarer epublı gıng
ZWar dQus Mangel Demokraten och diese Rechtsgrundsätze wurden 1Üre

140 des Grundgesetzes VO 23 Maı 949 auch für heutiges Deutschlan:
verbindlıch emacht. DDies relıg1öse Selbstbestimmungsrecht mıt se1ıner umfassenden
Relıgionsfreiheit hat Vorrang VOT dem bürgerlichen eC der Vereinsautonomutue.
Dazu heftfert der Verfasser umfangreıiche Lıteraturangaben (zur TE 440, Anm
8 6() und Rechtsprechung a.a.0 Anm 862

Diesem deutschen ec stellt der Autor die Rechtslage in der „‚Schwei-
ZGT: Eıdgenossenschaft“‘ gegenüber, W1€e die chwe17z mıt ihrem amtlıchen Namen
e1 Der Hauptunterschied 1eg darın, dass der Religionsfreiheit 1im Vergleıich mıt
anderen Rechtsgütern lediglich eın gleicher, aber kein vorrang1iger Wert ZUgEMCOSSCH
wird. WOo dıe Religionsfreiheit miıt anderen Rechtswerten in Kollisıon gerät, INUSS
urc Interessenabwägung entschiıeden werden, welchem Rechtsgut 1m Einzelfall
der höhere Schutz zukommen soll €1 kann dıe Relıgionsfreiheit unterliegen.

Dies unterschiedliche Rechtsverständnis ist egründe in einem gegenüber dem
deutschen anderen Demokratieverständnis der Schwe1izer. Im Land der E1idgenossen
hat der Burger eın genossenschaftlic verstandenes und auf tatıge Miıtwirkung und
Miıtgestaltung der Wiıllensbildung in Staat und Gesellschaft eruhendes und dar-
auf abzıelendes CC gegenüber den laufenden Geschäften der egjıerung (S 442,
Anm 865) Dazu gehört auch die efugn1s der Bürger, über einzelne polıtische und
gesellschaftlıche FHragen ın SO Volksabstimmungen entscheıiden. An diese mehr-
heitsbestimmte „Volksmeinung‘‘ 1ST die egierung gebunden. urc dies Recht wird
das Schutzbedürfnis jedes dieser Rechtsgemeinschaft beteiligten einzelnen Bur-
SCIS garantıert. ugleic wırd die Rechtssicherheit und Rechtsgleichheıit er il-
über en gewährleistet und eiıne zwıingende ‚Ööffentliıche Ordnun  Gc hergestellt.

Aus dieser Rechtslage Olgl, dass rel1g1öse Vereıine Urc die Vorschriften des
allgemeinen Vereinsrechtes daran gehinde werden, über hre Mitglieder eiıne
Fremdbestimmung verhängen. Auf diese Weise Jleiben den Miıtgliıedern m1ınıma-
le demokratische Bürgerrechte gesichert. WIT Deutschen VON diesem Musterbe1-
spıe Demokratıie nıcht doch lernen könnten?
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Beachtlıiıch IST auch dıe are Terminologıie Unter Kırche“ werden ausschließ-
ıch christliıche Religionsgemeinschaften verstanden also Landeskirchen evange-
lisch-reformıierte Landeskirchen dıe römisch katholische Kırche und dıe christliıch-
katholische Kırche der chweız und dıe Freikiırchen, also solche denen dıe Bibel
Glaubensgrundlage 1St Miıt dem Begriff des ‚„„‚staatlıchen Religionsrechtes wiıird dıe
Gesamtheıt der VO| Staat gesetztien oder verordneten Rechtsnormen bezeichnet die
das Verhältnis des Staates Glaubensinhalten und Religionsgemeinschaften regelt
(S Den Ausdruck ‚„„‚Staatskırchenrecht" 111 der Verfasser eschränken auf „dıe
rechtliche Ordnung des Verhältnisses der tradierten CNrıstlichen Kırchen Staat
Schließlic ersetzt 61 den Begriff ‚„‚Kirchenrecht"“ Urc. den des „relıg1ösen ech-
tes  66 Miıt diesen Definıiıtionen wiırd der Sachverha den 6S jeweıls geht gENAUCI
benannt. uch für die deutsche Diskussion der Zukunft könnte diese Terminolo-
gIC (vgl auch 449) nützlıch SCIH

Ubrigens erschıen kurz VOT dıesem Schweizer 1fe Ko  ammer Verlag,
Stuttgart 2001, der ‚„„Atlas der Kirchen und anderer Religionsgemeinschaften
Deutschland“‘ Seıin Verfasser Reinhard Henkel 1sSt Professor für Wirtschafts- und
Sozialgeografie der Unııiversıtat Heıidelberg und gehö als Baptıst ebenso WIC

istop. uegg uNnseceremIn Geschichtsvereıin dessen anNnrDuC diese Rezension
enthalten 1St Ich habe diesen ‚„„Atlas“ besprochen der Zeitschrift der Freien SVan-

gelıschen Gemeıinden „Chrıistsein Heute‘* Bundes Verlag, Wıtten (Nr { Julı
2002, 31) Nun noch für den deutschsprachigen Raum Europa, der mehr
als O() Miıllıonen Menschen umfasst, SC1iNC wıissenschaftliıche Erforschung der Relig1-
onsgemeinschaften ı Osterreıch, Vergleich ZUT Bevölkerungszahl vermutlich
die bunteste Religionsvielfalt anzutreffen SC1IN Wo 1ST der Wissen-
schaftler der sıch dieser reizvollen Aufgabe miıt der VON uns gewünschten (Gründ-
16  e1 annımmt?

Die Qualifikation des Buches VOoON Christoph uegg wiırd nıcht zuletzt dadurch
unterstrichen, dass die evangelisch-reformierte Landeskirche des Kantons üNe
und der Hochschulra: der Unıiversıtät reiburg ZUT Veröffentlichung
Druckkostenzuschuss spendeten. Der auf ann dem kirchengehistorisch und ze1t-
geschichtlich interessierfte eser mM1{ (Jewlissen empfohlen werden Er C1-

wirbt Cc1in Nachschlagewerk das SC1INCN Preıis wert ist
Heinz-Adolf ıtter

Christoph Morgner, Geistliche Leitung als theologische Aufgabe. Kıiırche Pıe-
tismus Gemeinschaftsbewegung Calwer Theologische Monographıien, Bd 30)
Calwer Verlag, Stuttgart 2000, 620

Der Präses des CGnadauer Gemeinschaftsverbandes veröffentlicht hier mi1t
Dokumenten angereicherte Dissertation. /Zum Ziel CcC11NCS Vorhabens bemerkt der
Autor (1) Die tellung der Gemeinschaftsbewegung innerhalb der FKD verändert
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